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                              „Der Ältestenrat beteiligt sich mit seinen Wortmeldungen      

                              an den parteiöffentlichen Debatten“. (Parteivorstand,     

                              Beschluss vom 13. 10. 2007)    
                           Für einen Wahlkampf mit Biss
                           Für linke Gegenmachtstrategie  
            Gedanken zu den Positionen des Ältestenrates
Wir haben mit Interesse und Gewinn zur Kenntnis genommen, dass der Ältestenrat  in den letzten eineinhalb Jahren viel Beachtens- und Unterstützenswertes zum Zustand der LINKEN und zu strategischen Fragen ihrer Politik geschrieben hat. Im Rahmen seiner beratenden Aufgaben hat er zur gesellschaftspolitischen Strategiedebatte unserer Partei, zur Wahlstrategie, zur Gefahr, eine zweite sozialdemokratische Partei zu werden, zum Zusammenhang von globalen Epochenumbruch und Friedensfrage, zu unserer Politik in Ostdeutschland angesichts einer neuen „Zweiheit“  in Deutschland Stellung genommen. Der Ältestenrat hat dazu insgesamt fünf Berichte und Positionspapiere vorgelegt.
  

Wir teilen weitgehend die Lagebeschreibung in diesen Papieren und die vom Ältestenrat getroffenen Einschätzungen. In einigen Punkten (Ursachen der Anpassung, aktuelle Kriegsgefahr, Negierung der Machtfrage) vertreten wir darüber hinausgehende Positionen. Die folgenden Überlegungen verstehen wir als Beitrag zur innerparteilichen Debatte um die Wahlkampführung in diesem Jahr und um eine taugliche linke Gesellschaftsstrategie, wie sie unseres Erachtens nach der Bundestagswahl weitergeführt werden muss.

2RG als wahlpolitische Sackgasse 
Der Zustand der LINKEN im Vorfeld des Bundestagswahlkampfes ist immer noch betrüblich. Der Partei ist zerstritten. Erste Adresse des sozialen und politischen Protestes war sie einmal. Am 6. Juni bei den Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt erlitt sie nach dem „Wahlnachbericht mit ersten Deutungen und Hintergründen zum Wahlverhalten“ von Horst Kahrs mit den „größten Verluste(n) aller Parteien (-5,4 %)“ einen merklichen „Bedeutungsverlust“. (S. 4)  Sie ist in der Defensive. Ein kämpferisches Auftreten für ihre strategischen politischen Ziele ist allenfalls in den letzten Wochen erkennbar. Viele ihrer Politiker scheuen die Konfrontation mit den Eckpunkten bundesdeutscher Staatsräson. Eine ernstzunehmende systemüberwindende Gesellschaftsstrategie findet man im Wahlprogramm nicht, lediglich noch in ihrem Erfurter Grundsatzprogramm und in den Diskussionen und Anträgen linker Zusammenschlüsse an die 2. Tagung des 7. Parteitages. 
Wir stimmen dem Ältestenrat zu, der bereite zu Beginn der Ende 2019 begonnenen Strategiedebatte in der Partei erklärte: „Eine grundsätzliche strategische Orientierung der Partei auf vorrangig parlamentarische Arbeit und Regierungsteilhabe ist bei den gegenwärtigen Kräfteverhältnissen, fehlender Massenmobilisierung und der schwachen Position der Partei – und solange es nicht darum ginge, dadurch Krieg und extreme Rechtsgefahren zu verhindern - den Klassen und Schichten, für die die Partei da sein will, nicht dienlich.“ (I, S. 43 f.)
In seinen Bemerkungen zum Wahlprogrammentwurf der LINKEN vom März 2021 brachte der Ältestenrat es auf den Punkt: „Die Wahlen 2021rütteln zudem an einem Grundverständnis der Partei. Die Linke will mitregieren, weil sie für einen Politikwechsel steht. Bislang gibt es keine belastbare innerparteiliche Debatte über inhaltlich Zielvorstellungen und Partner eines Parteien- und Regierungsbündnisses.“ (IV/S. 47)
Zu Recht warnte der Ältestenrat: „Politische Parolen ohne tiefe Gesellschaftsanalyse können verhängnisvoll für unseren Wahlkampf sein. Der Wahlkampf gibt weder Zeit noch Raum für die immer noch ausstehende offene Frage zur Klärung der Strategie der Partei als sozialistische LINKE in der Gesellschaft.“ (IV. S. 47) 

Mit ihrem Bekenntnis zur Regierungspartei im Wartestand nun auch im Bund hat die Führung der LINKEN sich vor den Bundestagswahlen 2021 mit dem Wahlprogramm genau in einen derartigen „verhängnisvollen“ Wahlkampf hinein begeben: in die wahlpolitische Rolle einer „Opposition of her Majesty“, wie die Briten sagen. 
Hinsichtlich ihrer Gesellschaftsstrategie ist die Partei dadurch sprachlos geworden oder weicht ins Wünschenswerte ab, indem sie die Möglichkeit einer politischen Richtungsentscheidung „mittels Regieren mit links“ herbei fabuliert. Im Wahlkampf dominiert bisher die Tendenz zum Lavieren und zur Langeweile. In Interviews werden ihre führenden Politiker nunmehr immer wieder darauf angesprochen, wie die Partei denn in einer Regierung mit SPD und Grünen ihre Inhalte durchsetzen will. Antworten mit inweisenHinweisen auf eine Distanzierung von SPD und Grünen von ihrer einstigen neoliberalen Regierungspolitik sind dabei wenig überzeugend, weil oberflächlich. Das Kapital sitzt machtpolitisch fest im Sattel. Regierungsteilhabe ist derzeit ein Integrationsfalle. 
Das Bekenntnis der Parteiführung zum Regieren im Bund erfolgte bereits im April 2020. Katja Kipping, Bernd Riexinger, Jörg Schindler und Harald Wolf schrieben zum Thema „Für eine solidarische Zukunft nach Corona. Vorschläge zur strategischen Positionierung der LINKEN“: „Die Linke sollte bei künftigen Bundestagswahlen offensiv das Ziel eines Politik- und Regierungswechsels vertreten.“
 
Im Parteivorstand fand damals diese Interpretation von Gesellschaftsstrategie als  Orientierung aufs Mitregieren im Bund, als angeblich tauglichen Weg hin zu einem politischen Richtungswechsel kaum Unterstützung. Aber sie setzte sich in der Partei dann sukzessive doch als „dominierende Position“ durch.
Unrichtig ist dabei die Meinung, diese Orientierung habe sich in Folge der seit Oktober 2019 stattgefundenen Strategiedebatte in der LINKEN ergeben. Eine derartige hegemoniale Meinung in dieser Debatte fürs Regieren gab es nicht, auch nicht auf der Strategiekonferenz der Partei in Kassel am 29. Februar und am 1. März 2020. In Kassel fanden zwar drei Podiumsdiskussionen zur Regierungsbeteiligung statt. Aber dazu existierten, wie bereits vorher in der Partei, sehr kontroverse Positionen. Viele Genossinnen und Genossen warnten vor einer Orientierung aufs Mitregieren und äußerten erhebliche Zweifel, ob denn überhaupt im Parteiensystem ein „linkes Lager“ bestehe. Auch in den Positionspapieren von 341 Genossinnen und Genossen und 48 Basisorganisationen, Kreisverbänden, Zusammenschlüssen usw.
 war eine dominierende Meinung dieser Art nicht zu erkennen. 59 dieser Beiträge gingen auf die Regierungsfrage im Bund ein. Lediglich acht Genossinnen und Genossen sprachen sich für eine offensive Wahlkampfführung bei den Bundestagswahlen zu Gunsten von „2RG“ aus, „eher ja“ meinten 18, „eher nein“ 19 und für „deutlich nein“ sprachen sich 14 aus.
   

Mit dem Wahlparteitag der LINKEN am 19. und 20. Juni setzten sich dann die „Regierungslinken“ in der Partei durch, wobei im Wahlprogramm die  Positionierung als Oppositionspartei gegen Kriegspolitik, Konzernmacht, soziale Ungleichheit, Mietenwahnsinn und Klimabedrohungen nach wie vor eine große Rolle spielt.

Die am 9. Mai dieses Jahres erfolgte Klarstellung unserer Spitzenkandidatin Janine Wissler gegenüber Robert Habeck auf dessen Ansinnen, sich zur NATO zu bekennen, dass die Linkspartei das „Kriegsbündnis“ NATO entschieden ablehne, muss der Anfang einer kämpferischen Gangart der LINKEN im Wahlkampf sein. Dass das ND bei der Information darüber, selbst das Wort „Kriegspolitik“ weggelassen hat, macht deutlich, wie groß die Widerstände gegen Klartext in der Politik, der den Regierenden nicht gefällt, selbst in den eigenen Reihen sind. Die Forderung von Janine Wissler am 11. Mai, die Immobilienkonzerne zu enteignen, geht ebenfalls in eine richtige Richtung. Die Partei muss im Wahlkampf mit offensiven Forderungen und einer kritischen Sicht präsent sein, gerade auch dadurch, dass sie auf den Protest des politischen Establishments stößt. Ansonsten wird es schwierig mit einem guten Ergebnis am Wahltag. Immer noch befinden wir uns bei Umfragen in gefährlicher Nähe der Fünfprozentsperrklausel.
Gegenmachtstrategie trifft Anpassung    
Nach der Bundestagswahl muss die Strategiedebatte darüber, wie denn ein sozialer, politischer und ökologischer Richtungswechsel erreicht werden kann, weitergeführt werden. Nach der bisherigen Debatte gilt mehr als zu Beginn der Strategiedebatte die Einschätzung des Ältestenrates, dass DIE LINKE wie eine Partei „ohne Strategie und ohne eine Konzeption“ erscheint. (II, S. 18) 
Um nicht die gleichen Fehler wie 2020 bei einem Neustart der Strategiedebatte zu wiederholen, ist zu klären, was denn die tragfähigen Positionen, die konzeptionellen Sackgassen und die beachtenswerten Lehren der Ende 2019 gestarteten Strategiedebatte waren.
Wir stimmen dabei dieser Bewertung der Debatte durch den Ältestenrat zu. Rückblickend erweist sie sich tatsächlich als „gewichtige Leerstelle“. Denn „sie blieb letztlich historisch-theoretisch nicht fundiert und daher für eine linke, sozialistische Partei weder intern noch für das gesamte politische Feld profilbildend.“ (III, S. 21) 
Die bisherige Strategiedebatte, so meinen wir, wurde nicht genutzt, um die Gesellschaftsstrategie der Partei zu schärfen. Sie wurde vor allem genutzt, um die Strategie einer Verschiebung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse zu Gunsten der arbeitenden Klassen durch eine Orientierung aufs Mitregieren im herrschenden Politikbetrieb zu ersetzen. 
Wie der Ältestenrat sind auch wir der Meinung, dass die im Erfurter Programm formulierte Grundrichtung  einer die Gesellschaft verändernden Strategie, für einen linken  „Richtungswechsel der Politik“ zu kämpfen, der „den Weg zu einer grundlegenden Umgestaltung der Gesellschaft öffnet, die den Kapitalismus überwindet“
, nach wie vor richtig ist. Es geht bei der Strategiedebatte nicht um Abkehr, sondern um Präzisierung der Methoden und Aufgaben bei der Verwirklichung ihrer „strategische(n) Kernaufgabe“, zu „einer Veränderung der gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse beizutragen.
 (Vgl. auch I, S. 38)  Notwendig sind: 

· eine Veränderung des politischen Denkens durch eine zweite Aufklärung, durch Zurückdrängung der Leitbilder und Denkmuster der herrschenden Klasse, 
· eine entschiedene Stärkung der Gewerkschaften, der sozialen und der Friedensbewegungen, 
· die Erreichung tatsächlicher gesellschaftlicher und politischer Mehrheiten für eine politische Wende, die nur mit einer neuen Qualität  sozialer und politischer Kämpfe von unten erreicht werden können.
Wenn die Linkspartei unter den derzeitigen Bedingungen, da eine kurzfristige Machtperspektive für einen politischen Richtungswechsel „mittels Regieren“ offensichtlich nicht gegeben ist, nicht lediglich zu einem „linken“ Anhängsel des Politikbetriebes werden will, dann muss sie mit langem Atem Kräfte sammeln. Sie muss eine Situation grundlegend veränderter politischer Klassenmachtverhältnisse vorbereiten, ohne die grundlegende gesellschaftliche Veränderungen zu Gunsten der subalternen Klassen nicht möglich sind. 
Da die LINKEN ihre Ziele nur erreichen können, wenn eine neue Qualität der „Entfaltung außerparlamentarischer Gegenöffentlichkeit und Gegenmacht“ (I, S. 43) geschaffen worden ist, ist die Forderung nach Regierungsteilhabe heute keine Bereicherung ihres „pluralen Spektrums“. Bei dem Kurs aufs Mitregieren handelt es sich vielmehr um „Anpassung“ (früher sagte man Opportunismus): also um eine Hinwendung zu einer Politik, wie sie alle anderen Parteien auch machen. Es geht nicht nur darum, dass offensichtlich in unserer Partei zwei gegensätzliche Gesellschaftsstrategien miteinander konkurrieren. Es handelt sich darum, dass unsere Partei mit der Orientierung aufs Mitregieren vollends zu einer anderen Partei wird, eben zu einer zweiten sozialdemokratischen Partei. 
Insofern ist aus unserer Sicht die misslungene Strategiedebatte auch nicht  nur Zeichen einer theoretisch-konzeptionellen Schwäche. Sie ist Ausdruck einer Entwicklung unserer Partei, über die man eigenartigerweise in der Partei nicht spricht, nämlich eines politischen Trends der Wandlung von einer Klassen-, Oppositions- und Protestpartei hin zu einer normalen Parlamentspartei, zu einer systemtragenden Partei, die ihren Frieden mit dem Kapitalismus und dessen politischen System gemacht hat. Diese veränderte Partei zeichnet sich dadurch aus, dass die betreffende Partei nur noch hin und wieder, vor allem in Wahlkämpfen, „links tönt“ und ansonsten sich auf das Parlamentarische konzentriert. SPD und Grüne sind diesen Weg gegangen und angekommen. DIE LINKE ist auf dem Weg dahin. 
Die Ursachen für den Trend zur „Domestizierung“ linker Parteien in Deutschland sind von Robert Michels und Rosa Luxemburg zu Beginn und von Wolfgang Abendroth in den fünfziger und sechziger Jahren des letzten Jahrhunderts ausführlich untersucht und genannt worden. Die Hauptursache dieses Wandlungsprozesses von linken Parteien ist, dass sich in  ihnen (und zwar mit Wahlerfolgen in einem wachsenden Maße!) unweigerlich angesichts ihrer  pekuniären und personellen Partizipation am Parteienstaat eine Sozialschicht von Berufspolitikern und Parteiarbeitern heraus bildet, die eigene politische Interessen entwickelt. Diese Interessen unterscheiden sich  von den Interessen des werktätigen Volkes und drängen nach Zugang zu  Ministerämtern, zu noch mehr staatlichen Zuwendungen und überhaupt nach erweiterter Teilhabe am Parteienstaat. 
Die immer größer werdende Sozialschicht von Abgeordneten,  Parteiangestellten, Abgeordneten- und Fraktionsmitarbeitern sowie  Mitarbeitern der Parteistiftung wird zur Trägerin von Anpassung, was nach allen Erfahrungen aber überhaupt nicht ausschließt, dass nicht wenige von ihnen weiterhin aufrechte Sozialistinnen und Sozialisten bleiben. 
Offensichtlich gibt es eine deutliche Abneigung von linken Parteien, die sich auf Anpassungskurs begeben, diese theoretischen Erkenntnisse in eine Diskussion um ihre eigene Situation, um linke Gesellschaftsstrategie einzubeziehen. 
Deutsche „Zweiheit“ und die LINKEN 

Der Ältestenrat geht in seinen Texten mehrfach auf die Situation und die Aufgaben der LINKEN in Ostdeutschland ein. Er spricht von der weiter „wachsenden Zweiheit“ (II, S. 19; IV, S. 22), von der „Zweiheit in allen sozialen Beziehungen“ (V. S.27) und macht auf die verheerenden Wirkungen der Zustimmung zu den Thesen von den „zwei Diktaturen“ und des „Unrechtsstaates DDR“ aufmerksam  (I, S. 40). Im Osten würden  die „Gegensätze größer und tiefer“, aber gerade dort sei es zu großen Verlusten der Partei bei Wahlen gekommen. (I, S. 40) „Solange die PDS und dann auch DIE LINKE sich für die Interessen der Ostdeutschen offen einsetzte, die vielfältigen Benachteiligungen im politischen Raum zum Thema machte, war sie bei größeren Teilen der Bevölkerung vertrauenswürdig und zustimmungsfähig.“ (IV, S. 22)
Wir stimmen der Einschätzung des Ältestenrates hinsichtlich des Wahlprogrammentwurfs 2021 zu, dass die Fehlentwicklungen und Rechtsverletzungen in Ostdeutschland dort 2021 “nur unzureichende Beachtung finden.“ (IV, S. 22) Wir stimmen ebenfalls zu, wenn der Ältestenrat mit dem Blick auf Ostdeutschland schreibt: „Eine fortlaufende Anpassung an und Teilhabe in politischen Herrschaftsstrukturen werden vor allem bei unerfüllten Versprechen von Mitgliedern und früheren Wählern deutlicher wahrgenommen und abgelehnt, Die Linkspartei erscheint vor allem im Osten  mit ihrem strategischen Regierungsstreben als Teil des ungeliebten Establishments, nicht mehr des gesellschaftlichen Protestes und der Opposition.“ (I, S. 40)
Im verabschiedeten Wahlprogramm wird unter Punkt 13 verlangt „Selbstbewusster Osten – Ostdeutsche Interessen stärken“. Erfreulicherweise werden dort die „strukturellen Benachteiligungen“ im Osten besser gekennzeichnet. Auch soll die „Treuhand-Vergangenheit“ endlich aufgearbeitet werden. Es bleibt zu fragen, warum das in den ostdeutschen Bundesländern, wo man mitregiert, nicht längst erfolgt ist.
Epochenumbruch und akute Kriegsgefahr 
In allen Texten geht der Ältestenrat auf die Friedensfrage ein. Der „Bedrohung des Friedens durch die NATO“ sei „entschieden entgegen zu treten.“ (I, S. 42) Der „Einsatz“ der Partei richte sich „gegen die Schaffung von Feindbildern und den Ausbau von Militärstützpunkten für Angriffsstrategien“, wie gegenwärtig besonders gegen Russland und China erfolge. (I, S. 42) Das „größere Deutschland“ befinde sich nunmehr „in einer dritten Phase mit der Ausprägung der Züge eines imperialistischen Deutschlands.“ (I, S. 41) 
Der Ältestenrat weist zu Recht auf massive „Veränderungen in der gegenwärtigen Weltordnung“ hin, die es erforderlich machen, die Außen- und Sicherheitspolitik „auf den Prüfstand“ zu stellen. (II, S. 19) Zu prüfen sei. „ob wir bei der Frage nach Krieg und Frieden uns auf der Höhe der Zeit und ihrer Herausforderungen befinden“. (III, S, 22) Aufmerksam gemacht wird auf Konsequenzen der derzeitigen Umwälzungen „für die internationale Hegemoniestruktur und die Systemkonfrontationen zwischen den USA und Europa einerseits sowie Russlands und der VR China andererseits.“ (V. S. 25)
Aus unserer Sicht, gibt es mittlerweile Erkenntnisse, die dabei auf deutliche Schwächen der Politik unserer Partei bei der Abwehr einer akuten Kriegsgefahr hinweisen. Die Gefahr eines großen Krieges, die sich aus dem Kollisionskurs der USA gegen China ergibt, wird im verabschiedeten Wahlprogramm
 immer noch unzureichend thematisiert. Die entschiedene Mobilisierung dagegen wird nicht als zentrale Aufgabe linker Politik erkannt.
Trotz einer Reihe von friedenspolitischen Verbesserungen wie der Aufnahme der Formulierung „Frieden mit Russland ist Deutschlands Pflicht“ und dem Hinweis auf die Politik der USA und der Europäischen Union, ihre „Vormachtstellung gegen Russland und China durchzusetzen“ ist im  Bundestagswahlprogramm die von den USA ausgehende akute Bedrohungslage und Kriegsgefahr nicht ausreichend deutlich gemacht worden. Allzu abstrakt ist von „geopolitischen Rivalitäte(n) und Wirtschaftskriege(n)“ die Rede. Auch heißt es im Zusammenhang mit der Politik der USA und der EU gegenüber  Russland und China: „Das droht in einen neuen Kalten Krieg zu eskalieren.“ 
Aber dieser neue Kalte Krieg ist doch längst im Gange. Richtig heißt es im Wahlprogramm: „Die Kriegsgefahr war seit Jahrzehnten nicht so groß wie heute.“ Aber es wird nicht klar genug gesagt, wer für die wachsende Kriegsgefahr verantwortlich ist und ganz offensichtlich auf einen großen Krieg zusteuert. Vorbereitung eines Angriffskrieges aber ist nach Artikel 26 Grundgesetz verfassungswidrige und unter Strafe gestellt. Die LINKE hat es im Wahlprogramm vor allem versäumt, zu einer neuen Friedensbewegung gegen den Kollisionskurs von USA und NATO aufzurufen. 
Eine Schwäche des verabschiedeten Bundestagswahlprogramms in diesem Zusammenhang ist die unzureichende Analyse der Weltlage in der „Einleitung“ aber dann auch in Punkt 22 („Ohne Frieden ist alles nichts: Für Frieden und Abrüstung. Waffenexporte verbieten“). Es fehlt eine taugliche Lagebeschreibung de neuen „Systemkonfrontation“, wie sie sich im letzten Jahrzehnt mit dem Kollisionskurs der USA gegen die Volksrepublik China entwickelt hat. Dabei drängen sich hinsichtlich der Kriegsgefahr Vergleiche zur Weltlage in den Jahren 1895 ff., in den dreißiger Jahre des 20. Jahrhunderts und nach 1946 auf. 

Die USA sind dabei, gestützt auf die NATO ihren Niedergang als Weltwirtschaftsmacht Nr. 1 mit allen Mitteln zu verhindern. Sie setzen dabei gegen China (und deren Verbündete) auf militärische Einkreisung, Regime Change, „Menschenrechts“kampagnen, Sanktionen, Rüstungseskalation und militärische Provokationen. Jeden Tag werden die ideologischen Kanonen gegen China und Russland abgefeuert. Mit vielfältigen Mitteln werden die EU und andere Staaten dazu gebracht, diesen Kurs zu unterstützen.

Die neue Systemauseinandersetzung und ein neuer Kalter Krieg zwischen USA und EU einerseits und China sowie der Russischen Föderation anderseits finden so schon statt. Ein wichtiges Merkmal dabei ist: China ist unverkennbar auf der wirtschaftlichen Überholspur. Diese Auseinandersetzung  um wirtschaftliche und politische Hegemonie in der Welt wird sich nicht über Jahrzehnte, sondern vermutlich über eine geschichtlich sehr kurze Zeitspanne von zehn bis zwanzig Jahren erstrecken. Die enorme wirtschaftliche Dynamik Chinas (Steigerung der Arbeitsproduktivität im Jahr 2018: Deutschland 0,2 Prozent, USA 1,2 Prozent, China 6,7 Prozent) liegt den Berechungen des britischen Centre for Economic and Business Research von Ende 2020 zu Grunde, nach denen die Volksrepublik China die USA 2028 hinsichtlich des Welt-BIP einholen und dann hinter sich lassen wird.
DIE LINKE unterlässt es in ihrem Wahlprogramm diese sich gerade vollziehende dramatische Veränderung der Weltwirtschaftsordnung und der globalen Hegemonieverhältnisse zu charakterisieren und daraus Schlussfolgerungen für den politischen Kampf zu ziehen.  
Im einleitenden Teil des Wahlprogramms wird geschrieben, dass DIE LINKE mit „den Friedensverbänden“ eng verbunden ist. An anderer Stelle heißt es, sie sei „Stimme der Friedensbewegung im Bundestag“. Sich als Partner bzw. parlamentarischer Arm der Friedensbewegung zu verstehen, schließt aber nicht nur friedenspolitische Forderungen ein. Sie muss auch beinhalten, entschieden dem USA-Kurs der ideologischen, politischen und militärischen Konfrontation gegen China und die Russische Föderation entgegenzutreten und an der Seite der Friedensbewegung gegen die Konfrontations- und Sanktionspolitik zu mobilisieren. Es bedarf heute einer einflussreichen Volksbewegung, um die vom USA-Imperialismus betriebene Politik zu bekämpfen und die Gefahr eines Dritten Weltkrieges zu bannen. Als Regierungspartei würde DIE LINKE sich unweigerlich in der Front der Kriegstreiber wiederfinden.
Wo bleiben die Machtverhältnisse?
Unser Plädoyer für eine neue Strategiedebatte nach den Bundestagswahlen kann nicht übersehen, dass im bevorstehenden Wahlkampf unsere Partei im Wahlprogramm ein anderes Verständnis von Politik und Macht favorisiert als es im Erfurter Programm der LINKEN von 2011 dargelegt wird. Aber ohne Klarheit über die gegebenen Machtverhältnisse wäre eine neue Debatte über Gesellschaftsstrategie sinnlos.
Linke Politik steht nach dem Erfurter Programm „in grundsätzlicher gesellschaftlicher und politischer Opposition zu Neoliberalismus und Kapitalherrschaft“. Ihr Erfolg beruht auf der Mobilisierung von gesellschaftlichem Widerstand“ und kann nur über „ eine Veränderung der Macht und Eigentumsverhältnisse erfolgen.“
  Das Politik- und Machtverständnis im Wahlprogramm aber abstrahiert von den machtpolitischen Gegebenheiten und der Notwendigkeit, diese grundlegend zu ändern. Die vielschichtigen  Mechanismen der Umsetzung der ökonomischen Macht der Monopole und Banken in politische Macht des Staates, wie sie das politische System der Bundesrepublik prägen, bleiben unberücksichtigt. 

Wenn der Wahlkampf einer linken Partei gerade auch die Aufgabe hat, über die politischen Zustände aufzuklären, dann läuft im Wahlkampf der LINKEN etwas grundsätzlich falsch. Kapitalherrschaft gibt es allenfalls noch als punktuelle Konzernmacht. Suggeriert wird, nur die Unionsparteien und die FDP müssten aus der Regierung entfernt werden, dann könne der  „politische Richtungswechsel“ beginnen.  Im Grundsatzprogramm von Erfurt, hieß es von den anderen Bundestagsparteien noch, sie würden sich „devot den Wünschen der Wirtschaftsmächtigen unterwerfen“,
 heute gehören zwei Parteien davon angeblich zum „linken Lager“, das einen „Richtungswechsel“ herbeiführen soll. Vom staatsmonopolistischen Kapitalismus hat nie jemand etwas gehört. Staatspolitik im Kapitalismus erscheint nicht mehr  als den „Interessen der Konzernchefs und Vermögensbesitzer untergeordnet“, sondern als demokratischer Willensbildungsprozess, in dem das Agieren des Kapitals noch ein Störfaktor ist, der aber durch „gesellschaftlichen Druck“ behoben werden kann.  
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